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Bettina Leibetseder/ Helga Kranewitter: Perspektiven des Einstiegs – Gemeinsame Erfahrungs-
räume von Menschen in Aktivierungsmaßnahmen der Sozialhilfe (S. 165–185)

Der Beitrag geht den gemeinsamen Erfahrungsräumen von Menschen in Aktivierungsmaßnahmen 
der Sozialhilfe nach, die mit Hilfe von Gruppendiskussionen gewonnen wurden. Aktivierungsmaß-
nahmen wollen Sozialhilfebezieher/innen in den Arbeitsmarkt integrieren und weisen aufgrund 
ihrer spezifischen Konstruktion den Betroffenen einen besonderen Status zu, der allzu oft nicht in 
einer Inklusion in die Gesellschaft mündet. Ein Vergleich der Diskussionen in Graz, Klagenfurt, 
Linz und Wien macht Differenzen aufgrund der städtespezifischen Struktur der Maßnahmen und 
der unterschiedlichen Lebenssituation der Teilnehmer/innen ersichtlich. Dennoch wird ebenso 
erkennbar, dass sich die Teilnehmer/innen in einer permanenten Einstiegssituation befinden, weil 
die Projekte nicht immer eine Arbeitsmarktintegration zum Ziel haben.

Schlagworte: Sozialhilfe, Bedarfsorientierte Mindestsicherung, Aktivierung, Exklusion

Bettina Leibetseder/ Helga Kranewitter: Perspectives of Entry – Common Experiences of 
Persons in Activation Schemes of Social Assistance (pp. 165–185)

This article explores common experiences of participants in activation projects of the social 
assistance that were collected in group discussions. Activation schemes display distinct forms of 
inclusion, establishing a specific status for the participants, however, too often without an inclusion 
in society. A comparison of discussions in Graz, Klagenfurt, Linz, and Vienna indicates certain 
differences due to local structures of the projects and concrete living conditions of the participants. 
Despite those structural reasons, it is also obvious that the participants are in a »permanent entry 
situation«, because not all projects have the goal of integration into the labour market.
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1. Einleitung: Aktivierungspolitik – eine besondere Form der Inklusion

»Es geht darum, diesen Menschen – und darunter sind solche, die schon fünf Jahre 
 arbeitsfern sind; ja, solche Menschen gibt es in unserem Land, aber wenn wir nichts tun 
würden, wären diese Menschen weiterhin arbeitsfern – zu sagen: Du bist ein Teil der 
 Gesellschaft, und du musst für diese Gesellschaft auch etwas tun, du musst dich da 
 einbringen!« (Sozialminister Rudolf Hundstorfer in: Stenographisches Protokoll der 
765. Sitzung des Bundesrates der Republik Österreich vom 5. Februar 2009, 16)

Die bisher geltenden neun landesgesetzlichen Bestimmungen der Sozialhilfe in Öster-
reich werden sukzessive durch eine Bedarfsorientierte Mindestsicherung auf nationa-
ler Ebene seit September 2010 vereinheitlicht. Teil der Reform ist eine verstärkte Integ-
ration der Sozialhilfebezieher/innen in den Arbeitsmarkt, die schon bisher durch 
 Aktivierungsmaßnahmen der Bundesländer, das sind Kurse, Projekte oder geförderte 
Beschäftigungen, die eine Re-Integration von Sozialhilfebezieher/innen in den Arbeits-
markt zum Ziel haben (Leibetseder/ Woltran 2011), unterschiedlich stark forciert wur-
de. Grundsätzlich gibt es zwei sozialpolitische Möglichkeiten, Tendenzen der Ausgren-
zung entgegenzuwirken. Einerseits können den strukturellen Prozessen der Exklusion 
Grenzen gesetzt werden, das heißt, dass etwa der längere Ausschluss aus dem Arbeits-
markt vermieden wird. Andererseits können Menschen, die schon aus Teilbereichen 
ausgeschlossen wurden, mit Hilfe von eigenen Projekten, z. B. Aktivierungsmaß-
nahmen, wieder inkludiert werden.

Die politische Diskussion über soziale Exklusion begann in den 1960er-Jahren in 
Frankreich, wo damit Langzeitarbeitslose ohne Anspruch auf Sozialversicherungsleis-
tungen bezeichnet wurden (Silver 1994). Der Begriff ist eng verwoben mit der europäi-
schen Integrationspolitik. Schon in den frühen 1990er-Jahren wird der Terminus in 
Verknüpfung mit zunehmender Arbeitslosigkeit im dritten Armutsprogramm der 
Europäischen Union eingeführt (Room 1995), eine Entwicklung, die 2010 schließlich 
im »Europäische(n) Jahr der Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung« 
mündete (siehe etwa SWS-Rundschau Heft 1/ 2011). Exklusion und deren »performa-
tive Kraft« (Vogel 2009) erfahren eine Verbreitung: So wird der Begriff auch in der 
Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern über eine bundesweite Bedarfs-
orientierte Mindestsicherung in Österreich verwendet, die »zur verstärkten Bekämp-
fung und  Vermeidung von Armut und sozialer Ausschließung« beitragen soll. Im poli-
tischen Alltag wird bei der Verwendung des Begriffs Exklusion oft nur auf die 
 Ausgeschlossenen fokussiert, die sich, so der Tenor, außerhalb der Gesellschaft befin-
den und »wieder eingegliedert« werden sollen. Die Ausgegrenzten bilden in diesem 
Ansatz eine Gruppe außerhalb der Gesellschaft, sind somit nicht mit dieser verbunden. 
Dabei wird vergessen, dass die Prozesse, die zu einer Abtrennung führen, ihren 
 Ursprung in der Gesellschaft haben (Bauman 2005, Byrne 2005, Castel 2000a, Kronau-
er 2006). Gesellschaftliche Prozesse leiten eine Entkoppelung von Schichten ein, die 
Gruppen gesellschaftlich teilentbinden: Diese liegen so in unterschiedlichen Zonen 
abgegrenzt vom Zentrum, also der gesellschaftlichen Mitte, erfahren aber hier immer 
noch eine Anbindung an die Gesellschaft. Exklusion wird mit Ausgrenzung oder Aus-
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schließung übersetzt oder synonym gebraucht. Im Gegenzug wird Inklusion oder Ein-
grenzung, -beziehung, -gliederung gefordert, die in der Vereinbarung über eine bun-
desweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung ebenso verankert wurde: Sie »soll eine 
dauerhafte (Wieder-) Eingliederung ihrer BezieherInnen in das Erwerbsleben weitest 
möglich fördern« (Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2010). 

Aus sozialwissenschaftlicher Perspektive gibt es eine Auseinandersetzung, die 
 »soziale Exklusion« auf drei Ebenen unterschiedlich zu erfassen versucht. Auf einer 
ersten Ebene geht es darum, die gesellschaftlichen Veränderungen, den Wandel in der 
Arbeitswelt und das Ende der Vollbeschäftigung weg von einer sogenannten »Lohn-
arbeitsgesellschaft« zu beschreiben. Erwerbstätigkeit wirkt nicht mehr als eine stabile 
Form der sozialen Inklusion, da eine hohe Arbeitslosigkeit und prekäre Formen der 
Beschäftigung breite Schichten der Gesellschaft vor das Risiko der Ausgrenzung stellen 
(Bude/ Willisch 2006, Castel 2000a, 2000b, 2009, Kronauer 2002, 2006, Paugam 2008). 
Zentral auf dieser Ebene ist für Hilary Silver (2006) ein Verlust des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts, der sich durch eine geringe Teilhabe, eingeschränkte Zugangsmöglich-
keiten und mangelnde Solidarität auszeichnet und in eine schwache soziale Kohäsion 
mündet. Auf der Mikroebene, der zweiten Ebene der Diskussion, kann man soziale 
Exklusion so definieren, dass Menschen, die von Ausgrenzung betroffen sind, kaum mehr 
an der Gesellschaft teilhaben und reziproke soziale Nahbeziehungen aufbauen können.

Der Übergang von einem sorgenden, passiven Wohlfahrtsstaat, der eine finanziel-
le Leistung erbringt und schützt, zu einem aktivierenden, der als Ziel für alle  Menschen 
bezahlte Arbeit sieht (etwa Giddens 1998, Gilbert 2004, Jessop 2000), verändert somit 
die Ziele der Sozialpolitik. Er führt zu einem Wandel des Themenfeldes und der sozial-
politischen Institutionen, die eine dazwischenliegende dritte Ebene der Transforma-
tion darstellen, für die der Begriff soziale Exklusion verwendet wird. Arbeit bildet hier 
den Angelpunkt für eine Einbindung in die Gesellschaft. Der Paradigmenwechsel kann 
auf mehrere Diskussionen zurückgeführt werden. In einer ersten werden Sozialleistun-
gen mit einer sozialen Hängematte gleichgesetzt, die Teile der Bevölkerung vom 
Arbeitsmarkt fernhält, ihre Handlungsfähigkeit einschränkt und im Extremfall eine 
»Unterschicht« fördert. Dagegen tritt ein traditionell konservatives Modell für eine 
soziale Ordnung ein, in der die bestehende soziale Schichtung weitgehend aufrecht-
erhalten wird. Exklusion wird eher über mangelnde kulturelle Einbindung und ein 
Abdriften von gesellschaftlich anerkannten Lebensentwürfen definiert als über öko-
nomische Partizipation. Mit einer Transformation der bestehenden gesellschaftlichen 
Ordnung beschäftigt sich ein weiterer Ansatz: In diesem stehen eine egalitäre Vertei-
lung des gesellschaftlichen Reichtums und der Zugänge sowie eine bessere Absiche-
rung durch die Beschäftigung im Mittelpunkt, damit bestehende soziale Schließungs-
prozesse wieder aufgelöst werden (Byrne 2005, Leibetseder 2008, Levitas 2005, Silver 
1994). Gleichwohl wird so wieder auf die Gestaltungsmacht der Sozialpolitik hingewie-
sen – soziale Exklusion ist nicht nur auf die wirtschaftlichen, sondern ebenso auf die 
sozial- und gesellschaftspolitischen Transformationen zurückzuführen (Butterwegge 
2008, Kronauer 2006, Vogel 2009).
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Um soziale Exklusion zu minimieren, wird versucht, die ökonomische Partizipa-
tion zu erhöhen (Fawcett et al 2010). Wohlfahrtsstaatliche Leistungen sowie Maßnah-
men für arbeitsfähige Erwerbslose ohne Betreuungspflichten sind immer stärker an 
eine Erfüllung von Bedingungen geknüpft. Aktivierungspolitik kann unter bestimmten 
Bedingungen zu einer Exklusion führen, wenn eine Unterstützung nicht mehr gewährt 
wird, weil die Bedingungen nicht mehr erfüllt werden (können). Gleichzeitig betrifft 
aber Aktivierungspolitik Gruppen, die schon von ökonomischen und sozialen Nach-
teilen betroffen sind. Sozialhilfegesetze und die Bedarfsorientierte Mindestsicherung 
sehen Projekte und die »Arbeitswilligkeit« der Bezieher/innen vor. Eine Nicht-Teil-
nahme oder »Unwilligkeit« kann, je nach Bestimmung unterschiedlich, zu negativen 
Sanktionen – etwa bis zu einer vollständigen Streichung einer Leistung – führen. Somit 
existiert kein uneingeschränktes soziales Recht auf eine Leistung, das in Österreich auf 
Ebene der Sozialhilfe ohnehin nie bestanden hat. Dieser Umstand hat noch nicht zu 
einer umfassenden Debatte über den Balanceakt zwischen dem Recht auf eine Exis-
tenzsicherung und den daraus resultierenden Pflichten geführt (siehe Handler 2003, 
Stelzer-Orthofer 2006, White 2000, 2005, 2007). Oftmals kommt es dabei zusätzlich 
zu einer Zuweisung eines besonderen gesellschaftlichen Status, der – so Georg Simmel 
(1992/ 1908) – Fürsorgeleistungen immanent ist: Menschen erhalten eine Unterstüt-
zung, die aber nicht in eine Inklusion in die Gesellschaft mündet, sondern ihnen einen 
besonderen Status zuordnet. Ein völliger Ausschluss ist so nie möglich, weil es die eine 
oder andere Form der Hilfe gibt, vielfach handelt es sich um eine spezifische Form der 
Teilhabe. Für Martin Kronauer (2000 und 2006) scheint dies zu einer »Gleichzeitigkeit 
des Drinnen und Draußen« zu führen, da keine Statusgleichheit als Ziel vorgesehen ist.

Der folgende Beitrag fokussiert das Aufbrechen der Dichotomie. Nicht ein  Drinnen 
und Draußen, sondern das Dazwischen ist von Interesse – die Grauzone. Eine solche 
Grauzone bilden Aktivierungsmaßnahmen der Sozialhilfe. Hierbei stellt sich die Frage, 
wie sich diese Aktivierungsmaßnahmen in der Sozialhilfe aus Sicht der Betroffenen 
darstellen. Um es präziser zu formulieren: Was sind die gemeinsamen Erfahrungsräu-
me bzw. was ist die kollektive Orientierung der Menschen in Aktivierungsmaßnahmen 
der Sozialhilfe zu dieser besonderen Art der Inklusion? Dabei wird nicht alleine auf 
die Mikroebene abgestellt, auf das Verhalten der Individuen, sondern die kollektive 
Orientierung verknüpft Aktivierungsmaßnahmen mit den gemeinsamen Verhaltens-
strategien, Erfahrungen und Meinungen der Betroffenen. Aufgrund des explorativen 
Zugangs wurde im Rahmen der Analyse der Transkripte von Gruppendiskussionen in 
Graz, Klagenfurt, Linz und Wien sukzessive eine zentrale Fokussierung1 gebildet, die 
aufgrund des Vergleichs der vier Städte entwickelt werden konnte. Gruppendiskussio-
nen ermöglichen es, die Inklusionspolitik der Sozialhilfe aus Sicht der Betroffenen, die 
sich zwischen der Sozialhilfe und den Aktivierungsmaßnahmen bewegen, kritisch zu 
beleuchten.

1 Textabschnitte, die sich durch detaillierte Darstellungen (»metaphorische Dichte«) sowie durch eine 
engagierte Bezugnahme aufeinander (»interaktive Dichte«) auszeichnen, werden als Fokussierungs-
metaphern bezeichnet (Bohnsack 2005, Przyborski 2004). So konnte erst im Vergleich aller Diskus-
sionen eine zentrale Fokussierungsmetapher für Klagenfurt entwickelt werden.
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In Kapitel 2 wird die Methodik der Gruppendiskussion näher erläutert, dann 
 werden die einzelnen Maßnahmen und der Zugang zu den Diskussionsteilnehmer/
innen vorgestellt, um danach in Kapitel 4 auf die Debatten einzugehen. Im Schluss-
kapitel werden in einem Vergleich die Gemeinsamkeiten und Unterschiede der zentra-
len Fokussierung in den vier Debatten dargestellt, die in den meisten Projekten auf 
eine Situation des permanenten Einstiegs hindeuten.

2. Gruppendiskussion als Methode

Mit Hilfe von Gruppendiskussionen kann – im Vergleich zu individualisierenden Er-
hebungsinstrumenten, wo die Abstraktion auf Gruppen von Akteur/innen erst im 
Rahmen der Analyse wieder hergestellt wird – auf gemeinsame Erfahrungen geschlos-
sen werden. Loos/ Schäffer (2001) sehen in der Methode der Gruppendiskussion die 
Chance, kollektive Orientierungen bzw. den kollektiven Umgang mit individuellen 
Orientierungen in einem Raum herauszuarbeiten, wo Menschen mit gemeinsamen 
Erfahrungen sich darüber austauschen und aufeinander in der Diskussion eingehen 
können. Bohnsack (1997b) kommt ebenso zu dem Schluss, dass die kollektiven Erfah-
rungen in valider Weise nicht auf Grundlage von Einzelinterviews, also in individuel-
ler Isolierung der Erforschten, erhoben und ausgewertet werden können. Vielmehr 
werden kollektive Erfahrungen dort artikuliert, wo sich diejenigen in Gruppen zusam-
menfinden, denen diese Erfahrungen gemeinsam sind (Bohnsack 1997a). Die diskutie-
rende Gruppe sowohl zur Erhebungs- als auch zur Auswertungseinheit zu machen, ist 
mit der Erwartung verbunden, kollektive Phänomene adäquater als mit herkömmli-
chen Verfahren erfassen zu können. Dieser Einschätzung liegt die Annahme zugrunde, 
dass sich Sinn- und Bedeutungszuschreibungen, Lebensorientierungen usw. primär 
sozial konstituieren, gemeinsamen Erfahrungsräumen entstammen und sich im Mit-
einander von Menschen mit ähnlichen Erfahrungen zeigen (Lamnek 2005).

In der Marktforschung kommen Gruppendiskussionen seit langem zur Anwen-
dung, wobei der Begriff der »focusgroup« ursprünglich von Merton und Kendall 
(1946) geprägt wurde. Der methodologischen Bedeutung des Gruppendiskussionsver-
fahrens im Unterschied zum Einzelinterview wird in der Marktforschung allerdings 
kaum Rechnung getragen – vielmehr geht es dort primär um ressourcensparende 
Überlegungen, mehrere Interviews zugleich durchzuführen. Im Unterschied zu diesen 
»Gruppeninterviews« kann man von Gruppendiskussionsverfahren nur dort sprechen, 
wo die methodologische Bedeutung von Interaktions-, Diskurs- und Gruppenprozes-
sen für die Konstitution von Meinungen, Orientierungs- und Bedeutungsmustern in 
einem zugrundeliegenden theoretischen Modell verankert ist (Bohnsack 1997b). Im 
Modell kollektiver Orientierungsmuster nach Ralf Bohnsack, der dem Ansatz von 
Mangold (1960) folgt, erscheinen Diskurse zuerst oft strukturlos, in ihrem Ablauf will-
kürlich und somit auch nicht reproduzierbar. Dies ist dann der Fall, wenn nur das 
betrachtet wird, was in den einzelnen Redebeiträgen »wörtlich« mitgeteilt wird. Die 
Orientierungsstruktur wird eher in Beschreibungen und Erzählungen metaphorisch 
entfaltet als in begrifflich-theoretischen Explikationen der Erforschten. Indem der/ die 
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Forscher/in stellvertretend für die Teilnehmer/innen die Orientierungsmuster inter-
pretiert, erklärt er/ sie begrifflich-theoretisch die wechselseitigen (intuitiven) Verste-
hensleistungen der Erforschten. Auf diesem Weg erschließt sich ein den einzelnen 
Redebeiträgen gemeinsames kollektives Sinnmuster (Bohnsack 1997b, 2005). Textpas-
sagen, die sich durch eine erzählerische oder interaktive Dichte bzw. Detailliertheit 
auszeichnen, werden als Fokussierungsmetaphern bezeichnet. Die ausgewählten Pas-
sagen werden einer formulierenden Interpretation, also einer Fokussierung auf das, 
was gesagt wurde, und einer reflektierenden Interpretation, also einer Fokussierung 
auf das, wie etwas gesagt wurde, unterzogen. Dargestellt werden so der immanente 
Sinngehalt, die Bildung von Themen mit Ober- und Unterkategorien, und der doku-
mentarische Sinngehalt, die Diskursorganisation – also wer wirft ein Thema ein, wann 
und wie wird dieses Thema im Verlauf von den anderen/von derselben Person wieder 
aufgegriffen. Der komparativen Analyse kommt insofern von Beginn an eine zentrale 
Bedeutung zu, als sich der Orientierungsrahmen erst vor dem Vergleichshorizont an-
derer Gruppen in konturierter und empirisch überprüfbarer Weise herauskristallisiert 
(Bohnsack 2005).

3. Zugang zu den Diskussionsteilnehmer/innen und Merkmale

Insgesamt wurden 2009 vier Gruppendiskussionen2 in den Städten Graz, Klagenfurt, 
Linz und Wien3 mit Menschen in Aktivierungsmaßnahmen der Sozialhilfe bzw. der 
Kärntner Mindestsicherung durchgeführt. Die Teilnehmer/innen wurden über 
Sozialhilfe administrationen und Vereine angesprochen. Der Zugang gestaltete sich je 
nach Stadt unterschiedlich, was zu unterschiedlichen Gruppengrößen von sechs in 
Wien bis elf Teilnehmer/innen in Linz führte. Die Diskussionen dauerten zumindest 
zwei Stunden. Die Auswahl der Teilnehmer/innen erfolgte zunächst nach dem Merk-
mal »Teilnahme an einer Aktivierungsmaßnahme«, weshalb die Gruppen in Hinblick 
auf dieses primär interessierende Merkmal homogen waren. Bezüglich soziodemo-
grafischer Merkmale wie Geschlecht, Alter oder Bildung waren die Gruppen allerdings 
heterogen. Die aufgrund der Länderkompetenz im Bereich der Sozialhilfe unterschied-
lichen Maßnahmen trugen zusätzlich zur Heterogenität zwischen den Diskussions-
gruppen bei und ermöglichten einen direkten Vergleich der kollektiven Orientierung 

2 Die Diskussionen fanden an einem neutralen Ort statt und wurden von einer Moderatorin und 
 Assistentin durchgeführt. Mit Hilfe eines semistrukturierten Leitfadens wurde einerseits die 
 Vergleichbarkeit der Ergebnisse sichergestellt, andererseits noch ausreichend Freiräume zur Diskus-
sion und Entfaltung der Gruppenmeinungen geboten. Die Diskussionen wurden elektronisch auf-
genommen und anschließend transkribiert. In allen Diskussionen wurde von den Teilnehmer/innen 
das Du-Wort gewählt und die Vornamen der Teilnehmer/innen wurden im Beitrag geändert. Die 
Teilnehmer/innen kannten sich untereinander meist nicht.

3 Die Auswahl der Bundesländer ergibt sich aus der jeweiligen Beteiligung an der Projektfinanzierung. 
Die Gruppendiskussionen wurden in den Landeshauptstädten durchgeführt, einerseits weil hier 
 Projekte etabliert wurden, andererseits weil hier auch der Zugang zu einer genügend großen Gruppe 
von Sozialhilfe bezieher/innen gewährleistet ist, um die Anonymität der Teilnehmenden sicherstellen 
zu können.
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erst, als in allen Städten der Diskussionsverlauf mit den angesprochenen Themen ver-
glichen wurde. Erst dann konnten die relevanten Diskussionsstränge herausgefiltert 
werden.4

4. Die Aktivierungsmaßnahmen in den Städten

In Graz gibt es unterschiedliche freiwillige Maßnahmen für Sozialhilfebezieher/innen. 
Die Vermittlung in die Projekte erfolgt zumeist über die sozialarbeiterische Betreuung: 
So können auch nur Menschen mit erheblichen Schwierigkeiten am ersten (regulären) 
Arbeitsmarkt an einem Projekt teilnehmen. Das Projekt »Offline« bietet ein nieder-
schwelliges Beschäftigungs- und Qualifizierungsangebot für Menschen, die aufgrund 
einer Suchterkrankung (langzeit-) beschäftigungslos sind, mit dem langfristigen Ziel 
der Integration in den Arbeitsmarkt. Ziel des Beschäftigungsprojekts »tag.werk« ist die 
psychische und soziale Stabilisierung von Jugendlichen, die weder einer geregelten 
Arbeit nachgehen noch in Ausbildung sind. Der gemeinnützige Verein »ERfA«5 unter-
stützt Menschen, die weder am ersten noch am zweiten (sozialpolitisch geförderten) 
Arbeitsmarkt eine Arbeit finden, mittels einer stundenweisen Beschäftigung. Die 
 ersten beiden Projekte bieten als Aufstiegsmöglichkeit ein Transitjahr an, ein für ein 
Jahr vom Arbeitsmarktservice AMS gefördertes reguläres Beschäftigungsverhältnis in 
sozialökonomischen Betrieben. 

In Klagenfurt gibt es gegenwärtig zwei Projekte, die für Bezieher/innen der Kärntner 
Mindestsicherung verpflichtend sind. Die Klient/innen werden im städtischen Bereich 
eingesetzt, wobei es stundenweise Beschäftigungsmöglichkeiten in Senior/innenwohn-
heimen, der Volksküche oder als Schülerlots/innen gibt. Dabei werden die geringfügig 
Beschäftigten durch das »Opting-in«6 in die Sozialversicherung einbezogen und 
 erhalten so Anspruch auf eine Kranken- und Pensionsversicherung. Die Re-Integra-
tion in den regulären Arbeitsmarkt wird nicht als vorrangiges Ziel gesehen. Das Pro-
jekt »Neue Arbeit« ist ein gemeinnütziges Beschäftigungsprojekt mit dem Ziel, lang-
zeitbeschäftigungslose Personen mit Mehrfachbelastungen über Betriebspraktika auf 
den Arbeitsmarkt vorzubereiten.

In Linz müssen arbeitsfähige Sozialhilfebezieher/innen nach einiger Zeit Eigen-
bewerbungen erbringen und manchmal an einer arbeitsmarktpolitischen Maßnahme 
teilnehmen, um den Anspruch auf eine Leistung nicht zu verlieren. Langzeitbezieher/

4 Die Teilnehmer/innen an der Gruppendiskussion in Wien weisen ein besseres Ausbildungsniveau 
und zum Teil andere Erwerbsbiografien auf. Es gibt auch mehr BezieherInnen von Sozialhilfe. In 
ganz Wien beziehen rund fünf Prozent der Bevölkerung Sozialhilfe, wobei die Zugangsbestimmun-
gen erleichtert wurden und die Antragsstellung sich weniger stigmatisierend gestaltet. Im Gegensatz 
dazu liegt österreichweit der Durchschnitt bei zwei Prozent der Bevölkerung (Leibetseder 2008, 
Pratscher 2010, eigene Berechnungen). Gleichzeitig zeichnen sich die drei Landeshaupt städte Linz, 
Graz und Klagenfurt durch eine gewisse Ähnlichkeit hinsichtlich der Struktur der Maßnahmen, der 
soziodemografischen Merkmale der Teilnehmer/innen und der Diskussionsabläufe aus.

5 Kurz für Erfahrung für ALLE.
6 Die so Beschäftigten müssen in die freiwillige Selbstversicherung der Sozialversicherung optieren 

und knapp über 50 Euro an die Gebietskrankenkasse überweisen. 
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innen, die kaum Chancen auf ein reguläres Beschäftigungsverhältnis haben, werden 
von der Stadt im Ausmaß von 25 Stunden im Rahmen des Projekts »Jobimpuls« beim 
Magistrat beschäftigt. Somit können sie wieder Sozialversicherungsansprüche geltend 
machen. Einerseits handelt es sich hier um einen Zwang zur Arbeit im Gegenzug zu 
einer Unterstützungsleistung, wobei der Anspruch auf eine Leistung bei Zuwiderhandeln 
gekürzt oder sogar gänzlich gestrichen werden kann. Andererseits wird die Teilzeitbeschäf-
tigung kollektivvertraglich entlohnt und entspricht einem regulären Arbeitsverhältnis.

Seit einer Verwaltungsreform im Jahr 1999 müssen Klient/innen in Wien nur die 
Bestimmungen des AMS einhalten und beim Termin im Sozialzentrum die Melde-
karte des AMS vorweisen. Sehr häufig werden Klient/innen der Sozialhilfe vom AMS 
als »unvermittelbar« eingestuft: Sie erhalten zwar regelmäßige Termine, aber es werden 
keine weiteren Schritte zur Arbeitsmarktintegration getätigt (Leibetseder 2008). Vier 
unterschiedliche Maßnahmen zur Arbeitsmarktintegration (siehe dazu nächster Ab-
satz) sind für Sozialhilfebezieher/innen de facto freiwillig, sie müssen nur die erste 
Beratung in Anspruch nehmen. Damit werden Möglichkeiten für die Integration in ein 
Beschäftigungsverhältnis eröffnet, die kaum zu einer Sanktion oder einem Leistungs-
ausschluss führen können.

Beim Projekt »Jobchance« soll ein/e Vermittler/in durch persönliche Unterstüt-
zung eine langfristige Beschäftigung für Sozialhilfebezieher/innen finden, die im Ver-
gleich zu anderen nur geringfügige Schwierigkeiten bei der Jobsuche haben. Es handelt 
sich dabei um eine höherschwellige Arbeitsvermittlung mit dem Ziel einer raschen 
(Re-) Integration in den ersten Arbeitsmarkt. Das Projekt »JE_TZT«7 unterstützt jün-
gere Sozialhilfebezieher/innen ohne abgeschlossene Ausbildung und berufliche Er-
fahrung. Durch persönliche Betreuung und die Vermittlung in Praktika soll eine An-
stellung erreicht werden. »Job-TransFair-Train« ist eine gemeinnützige Beschäfti-
gungsinitiative mit dem Ziel, durch ein befristetes Beschäftigungsverhältnis eine (Wie-
der-) Eingliederung in ein unbefristetes zu erreichen. Die Klient/innen, die für eine 
dauerhafte Arbeitsmarktintegration mehrere Hemmnisse zu überwinden haben, wer-
den in Praktika, eine Vermittlung in ein Unternehmen, um mit einer mehrwöchigen 
Probeschäftigung Berufserfahrungen zu sammeln, sowie in Arbeitskräfteüberlassun-
gen oder Ausbildungen vermittelt und individuell betreut. h/k/e ist ein Projekt für 
jüngere arbeitsmarktferne Sozialhilfebezieher/innen, die noch nie oder nur kurz be-
schäftigt waren. Diese werden stunden- oder tageweise in einer Werkstätte mit dem 
langfristigen Ziel der Arbeitsmarktintegration beschäftigt.8

5. Die Diskussionen in den Städten

In den vier Gruppendiskussionen wird zu Beginn der Debatte der Einstieg in die Pro-
jekte behandelt. Hierbei offenbart sich einerseits die Zugänglichkeit der Projekte für 
Menschen, andererseits ergibt sich ein Anschluss an die Lebensrealität und -erfahrun-

7 Kurz für Junge Erwachsene Talente Zukunft Tatkraft.
8 Vom Projekt h/k/e erklärte sich kein/e Klient/in zur Teilnahme an der Diskussion bereit.
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gen der Teilnehmer/innen. Im weiteren Gesprächsverlauf wird von den Teilnehmer/
innen schnell eine inhaltliche Fokussierung vorgegeben, die auf die Aufforderung folgt, 
über die Maßnahme zu erzählen. Eine Thematik, die die meisten interessiert, wird so 
ausführlich diskutiert, immer wieder aufgegriffen und stellt den zentralen Aspekt der 
folgenden Analyse der Diskussionen in den vier Städten dar. 

Die zentrale Fokussierungsmetapher wurde im Rahmen der reflektierenden Inter-
pretation beim Vergleich der formulierenden Interpretation mit der Verlaufsanalyse 
des letzten Dokuments (Klagenfurt) ersichtlich, weil diese in Ablauf und Inhalt stark 
von den drei anderen abwich: Zeigte sich eine inhaltliche Verdichtung mit einer star-
ken Diskussionsbeteiligung und ein Aufgreifen von vielen Teilnehmer/innen immer 
bei der Aussicht auf eine andere Betätigung, ein anderes Projekt oder eine Beschäfti-
gung, war der Dreh- und Angelpunkt in Klagenfurt die Leistungshöhe. Hier diskutier-
ten die Menschen kaum über ihre Perspektiven nach oder in den Projekten, sondern 
vielmehr über die unterschiedliche Ausgestaltung der monetären Leistungen. Im 
 Folgenden werden die zentralen Fokussierungsmetaphern der einzelnen Diskussionen 
dargestellt, wobei nicht nur die jeweils vorherrschenden Themen behandelt werden, 
sondern auch der Diskussionsablauf skizziert wird.

5.1 Befristetes Arbeitsverhältnis in Linz

In Linz gestaltet sich der Zugang zu der Maßnahme »Jobimpuls« ohne lange Verwal-
tungswege und wird in der Diskussion auch nicht weiter aufgegriffen. Die Klient/innen 
erfahren über soziale Kontakte oder den/die Sachbearbeiter/in vom Projekt. Die Ter-
mine mit den Betreuer/innen des Projekts werden vereinbart, das Projekt besprochen 
und der Tätigkeitsbereich, etwa Gärtnerei, Altenheim oder Administration, abgegrenzt. 
Aufgrund der großen Wahlfreiheit hinsichtlich des Arbeitsbereichs und aufgrund des 
Arbeitsvertrags mit dem Magistrat wird der Zwang, an dieser Maßnahme teilzuneh-
men, da ansonsten ein Verlust der Sozialhilfe droht, kaum als solcher erlebt. Stattdes-
sen prägt die Möglichkeit, zumindest über ein Jahr einer geregelten Beschäftigung 
nachgehen zu können, die Debatte. 

Ein wesentliches Diskussionsthema ist für die Teilnehmer/innen die erlebte Status-
ungleichheit zwischen »Jobimpuls-Mitarbeiter/innen« und regulär Beschäftigten des 
jeweiligen Arbeitgebers. Ein Teilnehmer, der sich vom Vorgesetzten herablassend behan-
delt fühlte, wirft das Thema ein. Andere wiederum sagen, dass es auf die individuellen 
Kolleg/innen ankommt und man teilweise eine gleichwertige Behandlung von anderen 
erfährt. Eine Teilnehmerin erzählt, sie »[a]rbeite auch gern dort, es ist zwar auch bei uns, 
dass wir wohl die Sozialarbeiter sind, das spürt man ordentlich, wobei nur von manchen 
Leuten« (Simone, 30, Linz). Ein anderer Diskutant weist ebenso auf die Konfrontation 
mit einer vorangegangenen Projektbezeichnung »Sozialhilfearbeit« hin: So wurde er 
zu Beginn mit den Worten »gemma Sozialarbeiter gemma« (Reinhard, 45, Linz) begrüßt. 

Ein Vorteil von »Jobimpuls« liegt, so die Ansicht der Autorinnen, in der Einbezie-
hung in die Sozialversicherung, was in der Diskussion kaum erwähnt wird. Zwei Fak-
toren könnten das Nichtaufgreifen dieses Themas erklären: Einerseits erhalten alle 
Teilnehmer/innen das gleiche Entgelt und werden in die Sozialversicherung einbezogen, 
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was hier nicht differenziert wird, andererseits dreht sich die Diskussion viel zu sehr um 
Zukunftsthemen und die beruflichen Perspektiven: Wie geht es weiter? Zuerst wird 
besprochen, wie lange man eigentlich in der Maßnahme verbleiben kann: Manche 
meinen, es gibt kaum Verlängerungen. Ein Teilnehmer ist der Ansicht, dass Jobimplus 
nur eine »temporäre Auszeit« (Werner, 55, Linz) bedeutet. Nach Projektende haben die 
Teilnehmer/innen wieder in ihrem »Alltag« mit Jobsuche, Behördenwegen usw. zu 
kämpfen, was ein subjektives Angstgefühl hervorruft. So sehen einige, dass es eben nur 
befristete Möglichkeiten bei Jobimpuls gibt. Andere gehen davon aus, verlängert zu werden.

Die Befürchtung, wieder beim AMS oder in einer prekären, perspektiven- oder 
sinnlosen Tätigkeit zu landen, ist in der Diskussion eine leitende Thematik, da viele im 
Rahmen des Projekts erstmals eine Wahlmöglichkeit zwischen unterschiedlichen 
 Tätigkeitsbereichen bzw. Abteilungen hatten. 

»Das ist der einzige Nachteil, so ist es schon ok mit Jobimpuls, aber irgendwo musst du 
trotzdem nachher weitermachen. Wenn dir das gefällt, was du machst, wenn du gerne 
hingehst und nachher kannst du eine Arbeit als Putzfrau machen, die dich anfuckt jeden 
Tag« (Simone, 30, Linz).

Die Teilnehmer/innen sehen sich nach Vertragsende wieder in einen unsicheren Status 
zurückkehren, in befristete (Teilzeit-) Beschäftigungen mit einem niedrigen Gehalt 
oder in eine Leasingarbeit. Eine weitere Diskussion entstand darüber, wie und ob man 
eine Übernahme als regulär Beschäftigte/r des Magistrats schaffen kann. Für die meis-
ten wäre eine »Fixanstellung« als Magistratsbedienstete/r ein ideales Beschäftigungs-
verhältnis mit einem hohen Status, das den Interessen entspricht und nicht nur mono-
tone Tätigkeiten beinhaltet. Gleichzeitig wird den Teilnehmer/innen aber vermittelt, 
dass es sich nur um eine zeitlich befristete Beschäftigung handelt.

»Ist ja praktisch nur Eingliederung in den Arbeitsprozess. Es ist halt schade, wenn du, ich 
sage mal, zwei Jahre dort arbeitest und du dich dann mit den Leuten super verstehst und 
dann ist alles aus« (Bernadette, 45, Linz).

Den Teilnehmer/innen ist bewusst, dass es eine Übernahme, also den Einstieg als per-
manent Beschäftigte/r, selten gibt – aber es ist ein Ziel, das für viele erstrebenswert ist 
und zu deren Erreichung viele unterschiedliche Strategien und Energien eingesetzt 
werden.9 So absolviert ein Teilnehmer eine Weiterbildung, um in der Abteilung even-
tuell eine dauerhafte Anstellung zu erhalten. Andere versuchen ihr Bestes zu geben, 
um eine Vertragsverlängerung zu erreichen oder um beim Magistrat eine Chance auf 
einen Einstieg bei Bedarf aufrechtzuerhalten. 

Manche wünschen sich eine Verlängerung bis zu einem »sicheren« Job oder bis zur 
Pension, hier wird mangelnde Unterstützung der Teilnehmer/innen bei der Suche nach 
alternativen Beschäftigungen ersichtlich. Einige Teilnehmer/innen folgen nicht dem 
Gruppentenor: Für sie geht es nicht um eine Verlängerung des Vertrags als Jobimpuls-

9 Manche Teilnehmer/innen haben insofern eine Sicherheit, als sie bis zum Erreichen der Pension in 
der Maßnahme als Jobimpulsmitarbeiter/innen bleiben können.
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Mitarbeiter/in oder um eine reguläre Beschäftigung. Ein Teilnehmer geht davon aus, 
dass sein Beschäftigungsverhältnis nicht verlängert wird, weshalb er sich bemüht, noch 
vor Vertragsende eine andere Tätigkeit zu finden. Aber auch bei Reinhard (45, Linz) 
schwingt der Wunsch nach einem Verbleib noch mit, »außer sie übernehmen mich, 
aber ich weiß nicht, wo ich da anklopfen soll.« Nur ein Teilnehmer, Georg (40, Linz), 
weicht mit seiner Meinung ab: Für ihn bedeutet das Vertragsende wieder eine Verän-
derung, da er im Moment arbeiten geht, aber danach wieder seinem alternativen 
 Lebensstil folgen wird. 

5.2 Stundenweise Beschäftigung in Graz

Die Teilnehmer/innen in Graz kommen nicht über das Sozialamt in die Projekte, son-
dern über den Kontakt mit Sozialarbeiter/innen der Wohnungslosenprojekte oder über 
Projekte für Menschen mit Suchtproblematik. Die Teilnahme ist freiwillig und wird 
von den Diskutant/innen als Möglichkeit des Zuverdiensts und als Unterstützung 
durch die Sozialarbeiter/innen bei Terminen am Sozialamt wahrgenommen, da die 
Bezieher/innen dort eine Machtungleichheit erleben und den »Launen« der Sachbe-
arbeiter/innen ausgesetzt sind.

»Ich mein’, ich hab’ selber geredet, aber es war immer besser, wenn ein Sozialarbeiter 
mit war. Einfach nur damit die sehen, ok da ist noch einer dahinter, der weiß, was ich für 
Rechte habe« (Elisabeth, 40, Graz).

Einige Teilnehmer/innen berichten von Angstzuständen, wenn sie einen Termin am 
Sozialamt versäumen. Sanktionen werden angedroht, was einen Zustand der perma-
nenten Existenzunsicherheit bedeutet.

Ebenso entbindet die Projektteilnahme von der ständigen Aufforderung zur 
Arbeitssuche, die monatlichen Termine beim AMS und bei der Sozialhilfe dienen nur 
mehr zur Unterschriftsleistung. Nur eine jüngere Teilnehmerin, die schon länger 
 Sozialhilfe bezieht, wird mit der Aufforderung zur Suche einer Vollzeitstelle am Sozial-
amt weiterhin konfrontiert. »Vom Sozialamt ist schon ein bisschen ein Druck da«, 
stellt Carola (20, Graz) in der Diskussion fest.

Gleich zu Beginn werfen die Diskutant/innen positiv erlebte Aspekte der Maß-
nahmen auf. Für sie ist das Projekt eng mit dem Aufbau sozialer Nahbeziehungen mit 
Sozialarbeiter/innen und anderen Teilnehmer/innen verknüpft. Die Kontakte werden 
dazu genutzt, Informationen über Zugänge zu anderen Leistungen zu erhalten. Für 
viele sind gemeinsame Freizeitaktivitäten eine willkommene Abwechslung, um dem 
eintönigen Alltag für kurze Zeit zu entkommen. Die Tätigkeiten selbst werden in 
einem Projekt als monoton erlebt.

»Im Juni, Juli fangen wir an, Flip Flops zu machen, darauf freue ich mich schon, ist ein-
mal was anderes als das Körbeflechten immer« (Elisabeth, 40, Graz).

Im Gegensatz zur monotonen handwerklichen Tätigkeit erfahren die jüngeren Sozial-
hilfebezieher/innen Abwechslung beim Taschennähen, »da dürfen wir wirklich alles 
selber machen, wie wir wollen« (Carola, 20, Graz). In einem anderen Projekt, in dem 
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Abwechslung bei den ausgeübten Arbeiten herrscht, kommt es auf die Jahreszeit und 
Auftragslage an, ob eine Tätigkeit im Umzugs- oder Gartendienst überhaupt möglich 
ist. So kann im Winter nur selten etwas dazuverdient werden. Gleichzeitig können die 
Teilnehmer/innen ihren individuellen Präferenzen entsprechend mehr oder weniger 
Stunden arbeiten. Die Arbeitsbelastung ist niedrig, stundenweise Tätigkeiten sind die 
Regel. Auf jeden Fall sind sie über den Zusatzverdienst erfreut, der nicht vom Richtsatz 
der Sozialhilfe abgezogen wird und so die individuellen finanziellen Spielräume er-
weitert. 

Die Projekte in Graz bieten kaum Einstiegschancen in den ersten Arbeitsmarkt. 
Eine Möglichkeit des Aufstiegs soll die Teilnehmer/innen jedoch motivieren, weiterhin 
im Projekt zu verbleiben. Während der Zugang zu den Projekten einfach gestaltet ist, 
gibt es nur für wenige die Option eines Transitjahrs. Ein Teilnehmer erhielt die Mög-
lichkeit einer solchen vom AMS geförderten Beschäftigung bei einer sozialen Organi-
sation und somit die Einbindung in die Sozialversicherung. Die Chance des Aufstiegs 
ist für die Debatte zentral. 

»Jetzt mache ich dann ein Transitjahr und dann sehen wir mal weiter. Ziel ist, dass ich 
acht, neun Stunden durcharbeite« (Hubert, 40, Graz).

Gleichzeitig bedeutet dieser Aufstieg auch eine Tätigkeitsbereicherung, nicht immer 
Körbeflechten, sondern der Job als »Transitarbeiter wird vielseitig sein, in der Raimund-
gasse in der Hauptzentrale, mache ich zwei, drei Stunden Lagerarbeit, mal sehen, was 
das Nächste wird« (Hubert, 40, Graz). Für andere Teilnehmer/innen bleibt ein 
 Transitjahr gegenwärtig noch ein Ziel und wird dementsprechend in der Diskussion 
aufgegriffen: Ein solcher Einstieg würde eine Entlastung von der permanenten Arbeits-
suche, von den ständigen Terminen beim AMS und eine Einbindung in die Sozialver-
sicherung mit sich bringen. Für manche würde das Transitjahr die Möglichkeit bieten, 
wieder in das Berufsleben einzusteigen: So wünscht sich eine Teilnehmerin eine Teil-
zeitbeschäftigung. Für eine jüngere Teilnehmerin würde es weniger Druck am Sozial-
amt bedeuten, doch möchten die anderen Teilnehmer/innen im Projekt ebenso eine 
solche Stelle.

»Es ist die Warteliste irrsinnig lang, also bis ich dran komm, sind es sicher noch zwei Jahre« 
(Carola, 20, Graz).

Beide Diskussionsteilnehmerinnen sind in einer Warteposition und hoffen auf die 
Möglichkeit eines Transitjahrs, wenn sie lange genug im Projekt sind. Manch andere 
sehen keine Zukunft in einer Arbeitsmarktintegration: Überschuldung, Vorstrafen 
oder Wohnungslosigkeit sind für sie unüberwindbare Hürden. Ein Zuverdienst zur 
Sozialhilfe reicht aus, einen Einstieg ins Arbeitsleben streben sie aufgrund ihrer Bio-
grafie nicht mehr an, was von den Sachbearbeiter/innen berücksichtigt wird. 

»Sie kennen ja meine Situation, sie akzeptieren, wie es ist, mit den Schulden und so, ich 
habe noch nie einen Stress bekommen« (Rupert, 30, Graz).
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5.3 Fallweise Beschäftigung in Klagenfurt

In Klagenfurt findet unter den Teilnehmer/innen keine Diskussion über die Erfahrun-
gen mit dem Einstieg in die Projekte statt. Sie werden vom Sozialamt zu den Tätigkeiten 
verpflichtet und den Projekten zugeteilt, soziale Kontakte oder eine Vermittlung durch 
Bekannte spielen keine Rolle. Die Unterschiedlichkeit der Projekte führt zu einer regen 
Diskussion zwischen den Teilnehmer/innen, weil vielen unklar ist, nach welchen Kriterien 
die Zuteilung zu den einzelnen Projekten erfolgt. Unterschiedliche Bedingungen wie 
etwa Beschäftigungsausmaß, Entlohnung oder Tätigkeit prägen den Verlauf der Dis-
kussion. Bei manchen tritt auch Neid zutage, warum beispielsweise die einen das Projekt 
»Schülerlots/innen« machen dürfen, während die anderen nicht zugelassen werden. 

Das Projekt bietet für einen Teil der Diskutant/innen die Möglichkeit, sich mit 
einer stundenweisen Beschäftigung etwas zum Richtsatz dazuzuverdienen, wobei sie 
dann in die Sozialversicherung ein »Opting-in« machen müssen, da sie einer geringfü-
gigen Beschäftigung nachgehen. Somit können diese Menschen einen Zugang zur Pensions-
versicherung erreichen und ebenso mit der e-card der Sozialversicherung im Falle einer 
Krankheit ärztliche Behandlung beanspruchen. »Da sparst du dir echt viel Stress«, weil 
ein Gang zum Sozialamt für einen Krankenschein nicht mehr notwendig ist. Andererseits 
wird nicht jedes Mal von den Sachbearbeiter/innen nachgefragt, ob man eine Tätigkeit 
gesucht hat, was auch bei den anderen Projekten als positiv  gewertet wird.

»Der hat gesagt, der macht das, lassen wir ihn in Ruhe« (Richard, 60, Klagenfurt).

Als Schülerlotse/in ist es möglich, nur in den Morgenstunden oder zusätzlich am Nach-
mittag zu arbeiten. Hier entsteht eine Debatte darüber, ob es sich auszahlt, jeden Nach-
mittag für weitere 40 Euro im Monat als Schülerlotse/in tätig zu sein, denn mehr darf 
nicht dazuverdient werden. So erhalten die älteren Teilnehmer/innen einen Zugang 
zur Pensionsversicherung, weil ihnen ein paar Jahre fehlen. Ein anderer Teilnehmer 
fühlt sich benachteiligt, er würde gerne als Schülerlotse arbeiten und so seine Sozial-
hilfe über den regulären Richtsatz erhöhen. Stattdessen muss er halbtags in einem 
Projekt arbeiten, wobei sein Entgelt unter dem Richtsatz der Sozialhilfe liegt.

»Jetzt haben sie mich eingeteilt, Neue Arbeit. Dort Gartenarbeit, das macht mir nichts, 20 
Stunden die Woche, bekomme ich 520. Muss aber trotzdem auf das Sozialamt, weil da 
fehlen mir noch 40 Euro, verstehst du, da müssen sie mich um 40 Euro aufstocken« 
(Heinz, 50, Klagenfurt).

Auch die anderen Teilnehmer/innen können dies nicht nachvollziehen: Früher war 
man 40 Stunden im Projekt Neue Arbeit beschäftigt, ein anderer Teilnehmer wirft ein, 
dass er einen 30-Stunden-Vertrag dort hat und daher nicht mehr zum Sozialamt muss, 
weil sein Entgelt über dem Richtsatz liegt. Es zeigt sich in der Diskussion, dass die Teil-
nehmer/innen unterschiedliche Arten der Anstellung erfahren. Neben den Schülerlots/
innen gibt es die Volksküche und stundenweise Beschäftigungen in sozialen Einrich-
tungen der Stadt. In der Diskussion kristallisiert sich eine Präferenz der Teilnehmer/
innen für das Projekt »Schülerlots/innen« heraus.
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»Ja, das Beste ist, was wir zwei machen (Anmerkung: Projekt Schülerlots/innen). 
Immer schon. Ich mache das in der Früh in drei, vier Stunden und dann habe ich das« 
(Richard, 60, Klagenfurt).

Die Auseinandersetzung in der Gruppe dreht sich stark um die Optimierung der indi-
viduellen finanziellen Situation. Ein Dreh-und-Angelpunkt ist immer die Leistungs-
höhe der Sozialhilfe, die in Kärnten Mindestsicherung heißt. Gegenwärtig wird die 
Leistungshöhe als zu gering empfunden und Strategien, sich mit kleinen (zumeist nicht 
deklarierten) Nebentätigkeiten über Wasser zu halten, gehören zum Alltag der Teil-
nehmer/innen. Es zeigt sich ebenso eine Distanzierung der Teilnehmer/innen von reinen 
»Armenprojekten«, wie etwa von einem Projekt eines kirchlichen Sozialvereins, bei 
dem man eben nicht ein/e Angestellte/r des Magistrats ist, sondern stundenweise ein-
fache Hilfsarbeiten im Wäschelager oder im Altenheim verrichtet. 

Der Zugang zum ersten Arbeitsmarkt ist in Klagenfurt nicht von Relevanz. Nur für 
eine jüngere Teilnehmerin scheinen die Suche nach einem anderen Projekt und der 
Übertritt in eine reguläre Beschäftigung von Interesse zu sein. Sie ist die Einzige, die 
eine fixe Beschäftigung außerhalb der Projekte der Sozialhilfe anstrebt, wodurch sie 
sich von den anderen in der Diskussion abgrenzt. Ihre Beiträge handeln nicht vom 
finanziellen Zugewinn durch die Tätigkeit, sondern vielmehr von den sozialen Kon-
taktmöglichkeiten und einem Ausweg aus der sozialen Isolation. Sie möchte den Ein-
stieg in eine reguläre Beschäftigung schaffen, was ihr aufgrund ihrer psychischen Pro-
bleme schwer fällt.

»Ich war bei der Volksküche und ich hätte auch gerne den Schülerlotsen gemacht, 
aber ich habe immer so Phasen, da halte ich das nicht aus, dass ich ein Sozialfall bin« 
(Silke, 30, Klagenfurt). 

Sie versuchte immer wieder, Fuß zu fassen, konnte aber kein Dienstverhältnis länger 
aufrechterhalten. Nun wechselt sie in ein Ausbildungszentrum mit der Unterstützung 
durch das AMS und mit der Hoffnung, entsprechend gefördert zu werden und eine 
psychologische Betreuung zu erhalten. Ihr Ziel ist es, langfristig einer Beschäftigung 
nachgehen zu können, was ihr durch die Projekte der Sozialhilfe nicht ermöglicht 
wurde.

5.4 Praktika, Vermittlung und Training in Wien

Die Diskussion in Wien dreht sich zu Beginn stark um den Aspekt des Zugangs zu 
einem Projekt: Der Projekteinstieg erfolgt in einem mehrstufig strukturierten System, 
das einen langen Verwaltungsweg bedingt und nicht immer reibungslos abläuft. Die 
Bezieher/innen sollten vom Berater/ von der Beraterin über die Möglichkeit einer Teil-
nahme an einer Maßnahme informiert werden und dann eine Einladung zu einem 
verpflichtenden Informationsabend bekommen. Nach Erhalt der Information über die 
verschiedensten Projekte sollten sie sich schließlich gemeinsam mit den Berater/innen 
der Maßnahme für ein Projekt entscheiden, wobei die Teilnahme an den Projekten 
freiwillig ist. Manchmal erhalten die Teilnehmer/innen aber ohne das Wissen der 
Sachbearbeiter/innen am Sozialamt eine Einladung zum Informationsabend. Umge-
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kehrt fordern die Sachbearbeiter/innen die Teilnahme am Informationsabend, bei 
manchen Teilnehmer/innen langt jedoch nie eine solche Einladung ein. Ein Termin 
bei dem Sachbearbeiter/ der Sachbearbeiterin am Sozialamt kann so zu unangenehmen 
Überraschungen führen. Die Teilnehmer/innen sind gefordert, in diesem Chaos der 
Zuständigkeiten ihren Bezug zu sichern. 

»Bei mir haben sie die ganze Zeit gefragt, ob der Brief schon gekommen ist. Und ich habe 
immer gesagt, nein, es ist noch immer nichts gekommen. Und dabei habe ich eigentlich 
eh alle drei Monate einen Termin gehabt. Das hat sich hinausgezögert, ein dreiviertel 
Jahr oder so und bis sie drauf gekommen sind, weil die wollten ja mich schon strafen« 
(Gertrude, 40, Wien).

Die Erfahrungen der Teilnehmer/innen zeigen, dass zeitliche Verzögerungen oftmals 
durch unterschiedliche Zuständigkeiten noch verlängert werden. Der komplizierte 
Aufbau sowie die Art der Zuteilung können dazu führen, dass sich jemand aus den 
Aktivitäten der Maßnahmen zurückzieht und über Jahre nicht mehr versucht, den Ein-
stieg in den Arbeitsmarkt über diese Projekte zu schaffen. 

»Damit war ich im Prinzip aus dem WAFF10»Damit war ich im Prinzip aus dem WAFF10»Damit war ich im Prinzip aus dem WAFF  raus und so. Dann sind wieder Monate ver-
gangen. Wann war ich das erste Mal bei WAFF? Ungefähr, das war 2006, glaube ich (…) 
bin ich eigentlich gleich übernommen worden, ohne Praktikum, ohne allem. Und war 
dann innerhalb kürzester Zeit wieder aus dem JETZT draußen. (…) Dann habe ich, 
glaube ich, einen AMS-Kurs gemacht. Also ich habe drei AMS-Kurse in den drei Jahren 
gemacht, habe aber auch drei Beschäftigungen gehabt, also es ist drunter und drüber 
 gegangen, arbeitslos, nicht arbeitslos, Sozialhilfebezieher, nicht Sozialhilfebezieher« 
(Matthias, 30, Wien).

Eine Vermittlung von der Maßnahme in ein Arbeitsverhältnis kann dazu führen, dass 
man, wenn man die Arbeitsstelle verliert und wieder arbeitslos wird, nochmals auf die 
Sozialhilfe angewiesen ist. Dann kann es sein, dass man den Projekteinstieg nochmals 
von vorne beginnen muss. Eine zweite Schwierigkeit ergibt sich durch die »Sandwich-
position« der Sozialhilfebezieher/innen zwischen AMS und Sozialhilfe.

»Vom AMS habe ich gar nichts bekommen, weil ich leider einen schlechten Betreuer habe, 
kann ich sagen. Weil er gibt mir einen Termin in 90 Tagen und dann fragt er mich nicht, 
was ich will oder was ich machen kann. Und das heißt, ich muss alleine kämpfen« 
(Kanelo, 20, Wien).

Das AMS spielt eine wesentliche Rolle für die Sozialhilfebezieher/innen in Wien. 
 Entweder gibt es kaum eine Betreuung durch das AMS oder aber die Teilnehmer/innen 
werden in Beschäftigungen oder Kurse gedrängt, die für sie nicht sinnvoll erscheinen 
und keine Perspektiven bieten, die individuelle Situation nicht berücksichtigen, 
 Kinderbetreuungspflichten nicht erlauben oder lange Anfahrtswege für unsichere, 
 zeitlich befristete Beschäftigungen mit sich bringen. Die Diskussionsteilnehmer/innen 

10 Kurz für Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, der eines der Projekte anbietet.
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machen für ihre Unzufriedenheit aber nicht nur die Institutionen als solche verant-
wortlich, sondern ihrer Einschätzung nach ist die Qualität der Betreuung sehr stark 
vom jeweiligen Berater/ von der jeweiligen Beraterin abhängig, »und ich meine, vom 
Betreuer her, es kommt halt wirklich darauf an, welchen du bekommst« (Susanne,  
30, Wien). Der/ die Teilnehmer/in ist mit einer gleichzeitigen Betreuung durch zwei 
Berater/innen in zwei verschiedenen Projekten konfrontiert: Der/ die eine setzt sie 
unter Druck und fordert zur permanenten Arbeitssuche auf, der/ die andere wirkt 
unterstützend und hilft beispielsweise – immer in gemeinsamer Absprache – bei den 
Bewerbungen.11

Manche Teilnehmer/innen bevorzugen eine selbständige Arbeitssuche, andere 
wiederum schätzen die Unterstützung durch die Bearbeiter/innen, beispielsweise in 
Form einer Vorselektion freier Arbeitsstellen, sehr. 

»Nein, die ist super, ich meine die (Name der Betreuerin) ist ein Wahnsinn. Ich meine, 
es ist halt so bei ihr, sie ruft mich halt an und sagt, ›Ja, Frau Gertrude, ich habe etwas für 
Sie.‹ – ›Ja‹, sage ich, ›was denn?‹ Und dann sagt sie mir halt, dort und da« 
(Gertrude, 40, Wien).

Die individuellen Interessen der Teilnehmer/innen stehen im Zentrum. Für jeden 
Schritt wird vorab ihr Einverständnis eingeholt. Wichtig erscheint es, dass die Teil-
nehmenden gemeinsam mit den Berater/innen mögliche Tätigkeiten und die Arbeits-
bedingungen klären. Für die Diskutant/innen ist dies eine wesentliche Erfahrung, da 
sie gemeinsam mit den Berater/innen ihre Zukunft planen können. 

»Sie bemüht sich sehr, ist auch sehr freundlich, also wirklich ein konstruktives Feedback, 
also, was ich richtig gemacht habe, was ich falsch gemacht habe, worauf ich das nächste 
Mal achten soll« (Matthias, 30, Wien).

Den Teilnehmer/innen wird so auch eine realistische Einschätzung ihrer Fähigkeiten 
nähergebracht, weshalb sie sich weiterhin mit den Betreuer/innen treffen und auf eine 
permanente Vermittlung durch ein Praktikum hoffen. Es gibt weder Druck noch Sank-
tionen, die die Berater/innen anwenden könnten. Trotz der Situation des permanenten 
Einstiegs sehen die Teilnehmer/innen eine gute Möglichkeit des Übergangs in den 
ersten Arbeitsmarkt durch eine Übernahme nach einem Praktikum. Die Kürze der 
Praktika von zwei Monaten gibt einen schnellen Wechsel vor – wenn eines nicht passt, 
wenn man bei einem nicht übernommen wurde, kommt man in das nächste. Solche 
Übergänge können aber auch zu einem Ausstieg aus der Maßnahme führen, wenn ein 
Gefühl des Versagens aufkommt. Die Teilnehmer/innen sehen sich einem Stress aus-
gesetzt, sie müssen sich bewähren und ihr Bestes leisten, um ihre Option auf eine 
permanente Anstellung nicht zu gefährden. So meint eine Teilnehmerin, »ich bin kei-
ne 16- oder 17-Jährige, die von einem Praktikum zum anderen hüpft. Ich will arbeiten 
und nicht von einem Praktikum zum anderen Praktikum« (Susanne, 30, Wien).

11 Hier klärt sich auch in der Diskussion, dass die Teilnehmerin in zwei Projekte aufgenommen wurde 
und unter einem permanenten Stress steht, alle Aufgaben wahrzunehmen. 
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Die Vielzahl der Maßnahmen und die Behördenwege stellen den Menschen in 
Wien zwar Barrieren in den Weg, sind diese aber überwunden, wird die Rücksicht-
nahme auf persönliche und berufliche Wünsche in den Projekten in der Sozialhilfe 
ersichtlich. Grundsätzlich erfahren die Teilnehmer/innen eine Einbindung und eine 
Perspektivenentwicklung in den Projekten. Die Möglichkeit, eine dauerhafte Beschäf-
tigung zu finden, scheint für die Teilnehmer/innen wieder zu existieren und prägt die 
Gruppendiskussion.

6. Ein permanenter Einstieg

Vergleicht man die vier Diskussionen, so zeigt sich in jeder Stadt eine spezifische Er-
fahrung, die zum einen auf die Projekte und zum anderen auf die unterschiedlichen 
Lebenslagen der Teilnehmer/innen zurückzuführen ist. Trotz der Verschiedenheit der 
Projekte dominieren die Themen über die berufliche Zukunft und die Zeit nach dem 
Projekt drei Diskussionen – nur in Klagenfurt weichen die Teilnehmer/innen ab, dort 
diskutieren die Menschen vor allem über die Leistungen.12 Die Inklusionsmaßnahmen 
in Klagenfurt stellen ein Beispiel dar, wie Menschen den permanenten Einstieg erleben, 
sich keine Illusionen machen und keine Anstrengungen unternehmen, in den ersten 
Arbeitsmarkt einzusteigen. Einerseits gibt es in diesem System keine »Aufstiegschance« 
in den ersten Arbeitsmarkt, es erfolgt primär ein Verharren im Status quo. Anderer-
seits können die Teilnehmer/innen durch die Projekte meist ihren Bezug erhöhen und 
somit ihre Lebenssituation verbessern, manche können langfristig damit einen An-
spruch auf eine Sozialversicherungspension erreichen. Die Diskussion wird dominiert 
davon, wer wie viele Stunden für wie viel Geld arbeiten muss, was zum Teil mit der 
erlebten und tatsächlichen Dauerhaftigkeit der Maßnahmen zusammenhängt. Nur 
eine Teilnehmerin möchte ausbrechen, sie suchte sich mit Unterstützung durch das 
AMS ein eigenes Projekt. Sie ist jünger und möchte nicht als Sozialhilfebezieherin in 
einer Maßnahme verharren. Für die anderen bedeutet eine Teilnahme, nicht mehr 
ständig vom Sozialamt dazu aufgefordert zu werden, sich einen Job zu suchen.

Die Situation in Graz gestaltet sich ähnlich, da sich die Teilnehmer/innen aber 
nicht ungerecht behandelt fühlen, sondern alle gleich viel erhalten, dreht sich die 
 Debatte nicht so sehr darum, wie viel sie zusätzlich verdienen können. Dafür aber ver-
dichtet sich in dem Moment die Diskussion, als ein Teilnehmer über seinen Aufstieg 
in das Transitjahr – verbunden mit einem regulären Dienstvertrag mit Sozialversiche-
rung – berichtet: Ein Status, den viele erreichen wollen, der sich aber nur für einige 
wenige realisieren lässt. Die anderen, die sich nicht in die Diskussion einbinden, ver-
harren in einer Position des Wartens, vor allem weil sie aufgrund von Schulden oder 
Vorstrafen keinen Ausweg aus der Sozialhilfe sehen. Für alle Teilnehmer/innen bedeu-
tet die Zeit im Projekt eine Auszeit von der ständigen Arbeitssuche, während der sie 

12 Aufgrund der geringen Anzahl von Diskussionen handelt es sich um eine explorative Form der Aus-
wertung.  Eine Typenbildung, der letzte Schritt in der dokumentarischen Methode, war daher nicht 
möglich. 
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keinen Forderungen vom Sozialamt oder Arbeitsmarktservice nachkommen müssen. 
Nur eine jüngere Teilnehmerin soll weiterhin eine Tätigkeit suchen, ihr/e Sachbearbei-
ter/in am Sozialamt fordert sie regelmäßig zur Arbeitssuche auf. Gerne würde sie einen 
Transitarbeitsplatz erhalten, um endlich Versicherungszeiten zu sammeln, wird aber 
ihrer eigenen Einschätzung nach noch zwei Jahre warten müssen. 

In Linz ist die Übernahme als »Fixangestellte/r« des Magistrats eine Möglichkeit 
für manche, die als Antrieb für viele wirkt. Die Teilnehmer/innen versuchen, mit 
unterschiedlichen Handlungsstrategien einen unbefristeten Dienstvertrag zu erhalten. 
Die Beschäftigung beim Magistrat ist eine Tätigkeit, die sinnstiftend und stabilisierend 
wirkt, ein annäherndes Normalarbeitsverhältnis, das für sie bisher unerreichbar galt 
und sich außerhalb des Magistrats nur schwer verwirklichen lässt. Die Teilnehmer/
innen erfahren durch die Sachbearbeiter/innen ein Eingehen auf ihre persönlichen 
und beruflichen Bedürfnisse. Obwohl die Jobimpuls-Mitarbeiter/innen im Arbeits-
alltag eine Differenzierung von Seiten der regulär Beschäftigten verspüren, bedeutet 
die temporäre Auszeit durch eine Anstellung beim Magistrat eine Auszeit von der stän-
digen Verwundbarkeit am Arbeitsmarkt, vom Arbeitsmarktservice und von der Sozial-
hilfe. Gleichzeitig schwingt eine Unsicherheit in der Diskussion mit, manchmal wer-
den Verträge verlängert, manchmal wird jemand übernommen. Bedeutet das Vertrags-
ende nun wirklich ein Beschäftigungsende oder kann man ein Jahr länger arbeiten? 
Was fehlt, so zeigt sich in der Diskussion, ist eine Perspektivenentwicklung nach Pro-
jektende, was gegeben ist, ist eine ständige Unsicherheit. 

Die Maßnahmen in Wien führen zu einer ganz anderen Debatte: So steht für die 
Teilnehmer/innen eine dauerhafte Integration in den Arbeitsmarkt im Vordergrund, 
ein Ziel bzw. eine Perspektive, die für sie durch die individuelle Betreuung erreichbar 
erscheint. Die Rücksichtnahme auf die beruflichen und persönlichen Wünsche in den 
Projekten macht Anfangsschwierigkeiten während des Projekteinstiegs wieder wett. 
Trotzdem zeigt sich die Sorge um die Zukunft, ob man nur von einer Praktikumsstelle 
zur nächsten vermittelt wird oder ob ein Einstieg durch eine Übernahme erreicht 
 werden kann. Für die Teilnehmer/innen stellen die intensive Beratung und Förderung 
eine neue Form der Betreuung dar, die so beim Arbeitsmarktservice nicht gegeben war 
oder zu stark mit Zwang in Verbindung gebracht wurde. 

Es wird ersichtlich, dass sich der Aufbau der Aktivierungsmaßnahmen und deren 
Ziele je nach Bundesland verschieden gestalten. Die Sozialhilfebezieher/innen sam-
meln unterschiedliche Erfahrungen. Ein Fallvergleich führt aber zu einem Verdichten 
der Ergebnisse, die Gemeinsamkeiten und Differenzen aufzeigen. Die Sicht der Teil-
nehmer/innen ermöglicht eine erste Analyse des Verständnisses und des Erlebens der 
Projekte. Es eröffnet sich somit ein Einblick in den permanenten Einstieg. Nicht für 
alle Maßnahmen und Teilnehmer/innen steht das Ziel der Inklusion in den Arbeits-
markt im Vordergrund, dies ist nur in Wien der Fall. 

In den meisten Projekten geht es um das Herstellen einer traditionell-konservati-
ven Ordnung – das bedeutet, die Teilnehmer/innen sollen nicht den Anschluss an die 
vorherrschenden Lebensentwürfe verlieren und grundsätzlich eine Arbeitsethik bei-
behalten, was eben nicht in einer Re-Integration in einer regulären Beschäftigung en-
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det, sondern in einem besonderen Status, einer »Gleichzeitigkeit des Drinnen und 
Draußen«, eben in einem permanenten Einstieg. Für jüngere Teilnehmer/innen, die 
noch einen Einstieg ins Erwerbsleben erreichen möchten, oder Menschen, die noch 
arbeiten möchten, scheinen diese Maßnahmen nur bedingt die nötigen Perspektiven 
zu eröffnen. Die Teilnehmer/innen  haben entsprechend den individuellen Bedürfnis-
sen in Verknüpfung mit den Projekten unterschiedliche Ziele: ein Einstieg in den 
Arbeitsmarkt über ein Praktikum oder über eine Vermittlung in Wien, eine Maximie-
rung des Leistungsbezugs mit einem Anspruch auf Kranken- oder Pensionsversiche-
rungsleistungen in Klagenfurt, ein Aufstieg in ein Transitjahr in Graz oder eine Über-
nahme in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis in Linz. 

Die neue Bedarfsorientierte Mindestsicherung (Art. 17 Abs. 4) vereinheitlicht die 
Aktivierungsmaßnahmen der neun Bundesländer nicht, die Ausgestaltung der Projek-
te bleibt in der Verantwortung der Länder. Umso relevanter erscheint es, die Aktivie-
rungsmaßnahmen aus Sicht der Betroffenen zu betrachten, damit die Situation des 
»permanenten Einstiegs« zum einen zu keiner Exklusion aus dem Leistungsbezug 
 führen kann und zum anderen nicht zu einer gesellschaftlichen Normalität wird. So 
sind zwei Aspekte von Relevanz: Erstens, wie kann sichergestellt werden, dass Bezie-
her/innen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung das Recht auf eine soziale 
 Leistung nicht dadurch verlieren, weil sie den Anforderungen, die an sie gestellt 
 werden, nicht nachkommen (können)? Der Balanceakt zwischen den Rechten und 
Pflichten auf Projektebene sollte in einer gesellschaftlichen Debatte thematisiert 
 werden. Die bisherigen gesetzlichen Bestimmungen der Länder und die Vereinbarung 
zur Bedarfsorientierten Mindestsicherung stellen sich der Frage nur ungenügend. Hier 
ist als zweiter Aspekt zu hinterfragen, wie Aktivierungsmaßnahmen gestaltet werden 
müssen, damit Menschen nicht in einem »Drinnen und Draußen« gehalten werden, 
sondern eine Perspektivenentwicklung in ihrer individuellen Lebenslage erfahren. Für 
manche geht es um die letzten Jahre für die Pensionsversicherung, für andere um einen 
(Wieder-) Einstieg in die Arbeitswelt. Eine Bedarfsorientierte Mindestsicherung sollte 
daher für Menschen in verschiedenen Lebenslagen Projekte mit unterschiedlichen 
Schwerpunkten anbieten. 
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